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^jgige Regierungsbildung 

ausgewogene 
Politik der Mitte 
is^r Wahlsieg der CDU in Schleswig-Holstein 
flj?y Persönlicher Erfolg für Ministerpräsi- 
WM •      Barscnel und eine eindrucksvolle 
i^rat«gung der Politik der CDU im Land und 
Vor H*> erklärte Bundeskanzler Helmut Kohl 
Aufhm Präs«dium in Bonn (14. März 1983). 
9er tUend auf de" Leistungen seiner Vorgän- 
H   hnedrich-Wilhelm Lübke, Kai-Uwe von 
Wn u' He,mut Lemke und Gerhard Stolten- 
Arnt     * Uwe Barschel schon nach kurzer 
W2ejt das Vertrauen seiner Landsleute ge- 

"nrten. 

Land
d,e Bürger der Union im Bund, in sieben von elf 

cjen *
rn und in der Mehrzahl der Städte und Gemein- 

VerJ|!e Regierungsverantwortung übertragen haben, 
s6s v°htet uns zu besonderen Anstrengungen. Die- 
fOr D 

ert.rauen unserer Mitbürger ist keine Belohnung 
^art'tisches Wohlverhalten. Es ist geknüpft an die 
rnit 6- n9« daß die CDU die Probleme unserer Tage 
Daß lner ausgewogenen Politik der Mitte meistert. 
sich Sle auf radikale Patentrezepte verzichtet und 
hat- HUf das besinnt, was unser Land groß gemacht 
Sjnf ,er pleiß und die Tüchtigkeit seiner Bürger, der 
die Reichtum seiner Arbeiter und Wissenschaftler, 

*raft der Sozialen Marktwirtschaft, mit neuen 
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Fahrplan bis zur 
Kanzlerwahl 
Die vorläufige Terminplanung bis zur 
Kanzlerwahl sieht wie folgt aus: 

Ab 17. März 1983 Koalitionsverhand- 
lungen mit der FDP 

23. und 24. März 1983 Sitzungen des 
Vorstandes und der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion 

28. März 1983 Sitzung der Bundes- 
tagsfraktion 

29. März 1983 vormittags Konstituie- 
rung des Bundestages und Wahl des 
Bundestagspräsidiums 
nachmittags Wahl des Bundeskanzlers 
30. März 1983 Vereidigung des Bun- 
deskabinetts 

Die Abgabe der Regierungserklärung 
ist für die erste Parlamentswoche nach 
den Osterferien, ab 25. April 1983, vor- 
gesehen. 

Generalsekretär  Heiner  Geißler s 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Herausforderungen   und  Schwierigkeiten 
fertigzuwerden. 

Die CDU hat sich nicht gescheut, unange- 
nehme, aber notwendige Maßnahmen zur 
Konsolidierung des Haushaltes schon vor 
den Wahlen einzuleiten. Sie sieht in den 
Wahlerfolgen die Zustimmung der Bürger 
zu dieser Politik verantwortungsbewußter 
Sparsamkeit. Darauf gestützt wird die 
CDU den Aufschwung fördern und eine 
dauerhafte Gesundung unserer Wirtschaft 
anstreben. Die Wahlergebnisse der ver- 
gangenen beiden Sonntage beweisen, 
daß die Mehrzahl der Deutschen Partner- 
schaft will statt Klassenkampf, realistische 
Friedenspolitik statt neutralistischer Träu- 
mereien, wirtschaftlichen Aufschwung 
statt rotgrüner Experimente. 

fest: Das Vertrauen der Bürger in Sen 
wig-Holstein zur CDU und das überW 
gende Wahlergebnis zugunsten der    ^ 
am 6. März müssen von CDU und » 
auch als Auftrag verstanden werden. 
der FDP rasch zu einer Koalitionsver ^ 
barung zu kommen und noch in d'eS 

Monat die neue Regierung zu bilden- 

Dies erwarten vor allem die Millionen ^ 
Arbeitern und Angestellten, aber aucn 
mittelständischen   Unternehmer,  die 
CDU ihr Vertrauen deswegen ausgesP 
chen haben, damit sie die Wirtschaft^ 
überwindet und durch eine zügige RW 
rungsbildung den beginnenden wirtscrii 
liehen Aufschwung verstärkt. Lang^'6 

Koalitionsverhandlungen könnten sicr> 
störend auf die beginnende konjunKW 
Entwicklung auswirken. f 

In Schleswig-Holstein ist das Konzep1 ^ 
Volkspartei   CDU   bestätigt  worden, 
nach dem Krieg angetreten ist, die SP 
tung der Gesellschaft in einzelne ÖJjj, 
pen, in evangelische und katholische & 
sten, in Arbeitnehmer und Unternenny 
zu überwinden. Insbesondere die Ge% 
ne der CDU in Gebieten mit einem n° 
Arbeiteranteil, zum  Beispiel in Kiel.    ^ 
beck und Neumünster, weisen die c

g 
als die moderne Arbeitnehmerpartei au_ _ 

Die   Klassenkampfparolen   der   SPD    . 
Bundestagswahlkampf wie auch in La ^ 
tagswahlkämpfen, die den Bürger war   , 
sollten vor „einer konservativen Menrn 
oder   davor,    daß   die   BundesrepuD

gn 

Deutschland „nicht nach rechts abklpP
nC|' 

dürfe", sind beim Wähler auf Unversta 
nis gestoßen und beweisen, daß die 
zialdemokraten die Zeichen der Zeit m 
verstanden haben. 

Beide   Wahlen   haben   gezeigt,   daß 
Wähler sich zu Recht nicht nach lde° 
gien des letzten Jahrhunderts orient'er j 
sondern nach der Leistungsfähigkeit u 

Kompetenz einer politischen Partei. 
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INFORMATION 

C.ÖU und FDP Berlins 
J'Wg über Koalition 
C-t-wird künftig vo,r einer CDU/FDP" 
ben 

n re9'ert. Die beiden Parteien ha- 
schi 'hre Koalitionsverhandlungen abge- 

ben und die sachlichen und perso- 

ns 
!n Voraussetzungen für die Umbildung 

B(ir Senats geschaffen. Der Regierende 
(C^

ern^eister Richard von Weizsäcker 
nptJ ' kur>digte an, daß er dem Abgeord- 
^rrneister Richard von Weizsäcker 

töndigte an, daß er dem Abgeord- 
s -"-.aus die von der FDP nominierten 
Nal°ren"Kandidaten Hermann Oxfort 
werd St Vetter zur Wahl vorschlagen 
das p- °er Landesparteitag der FDP hat 
der ^

rgebr<is der Verhandlungen Anfang 

''gt rv°Che mit 152 zu 89 stimmen 9ebil" 
rriig $   CDu"Fraktion hatte zuvor einstim- 

die Vereinbarung angenommen. 

tun
n

Q
a°h. sollen Vetter die Senatsverwal- 

SchutfÜr Stadter|twicklung  und  Umwelt- 
s0rt ? 

ur>d Oxfort wieder das Justizres- 
der f

ubernehmen, das er bereits während 

hatte heren Koalition mit der SPD inne" 
W6j>... 
che ^

acker betonte, es sei der wesentli- 
Sw?.n der Vereinbarung, längerfristige 
ten k:      zur Fortsetzung des eingeleite- 
tig   Urses zu schaffen. Dies gelte eindeu- 

au°n .für die Zeit nach 1985". 

* hessische CDU 
K?J?ftigt Forderung nach 
h
a,d«gen Wahlen 

Qie ho 
•W . lsche CDU-Landtagsfraktion hat 
ihr6 p6'ner Klausurtagung in Wiesbaden 
Wahl °rderun9 nach sofortigen Landtags- 

heißt 
andesvorsitzenden Walter Wallmann 

den   6s- die Verschiebung der Wahl auf 
Von    der    SPD    vorgeschlagenen 

Herbsttermin   25.   September   sei   eine 
„Fortsetzung   des   absurden   Theaters", 
das   Ministerpräsident   Börner   seit   der 
Hessenwahl im vergangenen Jahr auffüh- 
re. Nachdem er sich zunächst voreilig ge- 
gen vorgezogene Wahlen ausgesprochen 
habe, dann sein „Flirt mit den Grünen" un- 
entschieden geblieben sei und schließlich 
die Wähler am 6. März der SPD wieder 
Verluste zugefügt hätten, versuche Börner 
nunmehr, sich auf dem Wege einer Verzö- 
gerung des Wahltermins ein weiteres hal- 
bes Jahr „geschäftsführende Ministerprä- 
sidentschaft zu ersitzen". Die CDU kün- 
digte an, daß sie den von der geschäfts- 
führenden   Landesregierung   eingebrach- 
ten Haushalt in der entscheidenden zwei- 
ten Lesung im Parlament am 23. März ab- 
lehnen werde, da die SPD alle Gesprächs- 
angebote der CDU ausgeschlagen habe. 

Genscher will in den 
Ländern nur noch Bündnisse 
mit der CDU 
In der Bonner FDP-Führung hat das sehr 
schlechte Ergebnis der Freien Demokra- 
ten bei der Landtagswahl in Schleswig- 
Holstein aus zwei  Gründen  nicht  über- 
rascht: Erstens war es den Wählern, wie 
es in der Umgebung des Bundesvorsit- 
zenden Genscher heißt, unzumutbar, nur 
sieben Tage  nach der Bundestagswahl 
und nach einem FDP-Wahlkampf für die 
Fortsetzung der Koalition mit der CDU/ 
CSU in Schleswig-Holstein eine FDP zu 
wählen, die eine Landeskoalition mit der 
SPD bilden wollte. Zweitens hatte die FDP 
in Schleswig-Holstein auch schon am 6. 
März bei der Bundestagswahl besonders 
schlecht abgeschnitten. 
Genscher will — wie die „Hannoversche 
Allgemeine" berichtet — den gegenwärti- 
gen Zustand der FDP in den Bundeslän- 
dern vor allem dadurch verbessern, daß 
sich die Partei klarer als bisher und ohne 
Ausnahme für Landeskoalitionen mit der 
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CDU ausspricht, so vor allem in Nord- 
rhein-Westfalen und in Baden-Württem- 
berg, aber auch bei der Landtagswahl in 
Hessen und am 25. September bei der 
Bürgerschaftswahl in Bremen. 

Die FDP ist in sechs von elf Landesparla- 
menten nicht mehr vertreten: in Nord- 
rhein-Westfalen, Hamburg, Bayern, Hes- 
sen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol- 
stein. 

Rotgrünes Aktionsbündnis 
in Hamburg 
Zu den von der Hamburger SPD und der 
sogenannten Grün-Alternativen Liste ge- 
meinsam erhobenen Forderung, eine volle 
Gleichberechtigung von Wehr- und Er- 
satzdienst herzustellen, erklärt der Spre- 
cher für Arbeit und Soziales der CSU-Lan- 
desgruppe im Deutschen Bundestag, 
Klaus Hartmann: Wenige Tage nach der 
Wahl, bei der die Wähler einem rotgrünen 
Bündnis eine vernichtende Absage erteilt 
haben, wurde in Hamburg eine Aktions- 
einheit zwischen SPD und den Grünen de- 
monstriert, die einen eindeutigen Angriff 
auf verfassungsrechtliche Grundsätze 
zum Ziel hat. 

Die SPD stimmte einem Antrag der Grün- 
Alternativen Liste zu, in dem eine volle 
Gleichberechtigung von Wehr- und Er- 
satzdienst gefordert wird. Zugleich wurde 
mit den Stimmen der beiden neuen Bun- 
desgenossen der Hamburger Senat auf- 
gefordert, der von Bremen angekündigten 
Klage beim Bundesverfassungsgericht ge- 
gen das Kriegsdienstverweigerungs-Neu- 
ordnungsgesetz beizutreten. 

Offenlegung in Ost und West 
Der Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
Alois Mertes, erklärte zur Frage der Offen- 
legung der Standorte der landgestützten 
Mittelstreckenwaffen, diese Offenlegung 
aller Standorte müßte für Ost und West 
gelten und wäre dann eine vertrauensbil- 

dende   Maßnahme   ersten   Ranges   p 
deutsche   Abrüstungspolitik   werde

renz 
Drängen   auf  gegenseitige  Transpa ^ 
jetzt verstärken, weil solche Offen'e9  s 

für eine ehrliche Sicherung des Frie 
von maßgebender Bedeutung ist- U    r 

gen würde die Bereitschaft zu eins« ^ 
Offenlegung die Chance gegenseitig ^ 
fenlegung zunichte machen. Nach alle» 
fahrung seien nur Grundsätze des G    e 

gewichtes und der Gegenseitigst ^ 
sichere Garantie für Fortschritte W^. 
reich  der Vertrauensbildung  und 
stung. 

Ko"; 

Nach Bundestagswahl 
Arbeitsplatz sicher 
Der Ende Januar 1983 vor dem in J^i 
stanz tagenden Arbeitsgericht Bad°dern 
geschlossene   Vergleich  zwischen 
Geschäftsführer eines Konstanzer Mj>  .. 
gebetriebes und seinem ehemalige0     ^ 
sehen  Mitarbeiter wird erfüllt,  nach ^ 
das  Ergebnis  der  Bundestagswahl ^ 
Voraussetzung dazu geschaffen hat- 
berichtet, hatte der Geschäftsführer ^ 
Betriebes seinem langjährigen Mitan? üte 

wegen   Konjunktur-   und   Auftrags" 
zum 31. Dezember 1982 gekündigt-.    , 
Türke widersprach der Kündigung und 
das Arbeitsgericht an. In der Kamm«^ 
handlung Ende Januar 1983 macht*    t 

Geschäftsführer  das  Vergleichsang* 
den Mitarbeiter zum 1. April wieder e" ^ 
stellen unter den Voraussetzungen-   -p 

der Türke  bis  dahin  den  Führer*06 
Klasse 3 vorweisen kann und nach de 
März  die   bisherige   Koalition  oder 
CDU/CSU allein die Regierung stellt-    . 
mit der ehemalige Mitarbeiter, Vater v 
Kindern und seit 13 Jahren in dem u   jn 

nehmen   beschäftigt,   den   Führersc  g 

machen konnte, zahlte ihm der Gesch 
führer 1000 Mark aus. Auf diesen 
gleichsvorschlag war der Türke einge9 
gen. 
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ANALYSE 

herausragender Wahlerfolg 
die Union 

Sin 
für 
D
,e Ausgangslage 

&un?0,lt»sche Landschaft vor der 
%i sta9swahl 1983 unterschied 
V0rw

n.wesentlichen Punkten von der 
k "^situation im Jahr 1980. 
JahM980 

n9 die Union aus der Opposition her- 
^Sln den Wahlkampf; 

öJJrcje die wirtschaftliche Lage von den 
he

r?ern noch als erträglich angese- 

?nd die  damalige  SPD/FDP-Regie- 
9 noch in hohem Ansehen; 

lief 

im 
Q:   die Siegeserwartung eindeutig  in 

°ntung SPD/FDP. 

s v
0rfeld der Bundestagswahl 1983 

..Zeichnete die Union ein stabiles po- 
J,SchesHoch; 

Wahlergebnis auf einen Blick: 

— konnte die Union als Regierung den 
Wahlkampf bestreiten und einen Kanz- 
ler präsentieren, der hohes Vertrauen 
und Ansehen in der Bevölkerung ge- 
noß; 

— wurde die wirtschaftliche Lage als be- 
sorgniserregend empfunden; gleich- 
zeitig die Fähigkeit der Union, die wirt- 
schaftlichen Probleme zu lösen, als 
überragend angesehen; 

— gelang es, die entscheidenden Themen 
offensiv zu vertreten; 

— stieg die Siegeserwartung zugunsten 
der Union ständig an; 

— waren sich die Anhänger der Union ih- 
rer Wahlabsicht sicher, die FDP- und 
SPD-Anhänger ihrer Wahlabsicht aber 
in hohem Maße unsicher. 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat ne- 
ben den Sachauseinandersetzungen, 

Bundestagswahlen 1983 und 1980 im Vergleich 

W^chtigte 

^s,mmen 

Vorl. Endergebnis 
1983 

(Zweitstimme) 

absolut % 

44068741 
39279816 
38937573 
18997186 
14866210 
2705798 
2164988 

203391 

89,1 

48,8 
38,2 

6,9 
5,6 
0,5 

Endergebnis 
1980 

(Zweitstimme) 

absolut % 

.Juristisches Bundesamt 

43231741 
38292176 
37938981 
16897659 
16260677 
4030999 

569589 
180057 

72,5 
88,6 

44,5 
42,9 
10,6 

1,5 
0,5 

Differenz 
BTW 1983 — 

BTW 1980 

% 

+ 0,5 

+ 4,3 
— 4,7 
-3,7 
+ 4,1 
±0,0 
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die diesen Wahlkampf beherrscht ha- 
ben, vor altem auch als Person diesen 
Wahlkampf getragen und zum Erfolg 
geführt. 

Bundeskanzler Helmut Kohl konnte die 
Kandidatenauseinandersetzung deutlich 
für sich entscheiden. Dies hat wesentlich 
zum guten Ergebnis der Union beigetra- 
gen: Lagen im Januar 1983 die beiden 
Kontrahenten in der Wählergunst noch na- 
he beieinander, so konnte Helmut Kohl mit 
zunehmender Nähe des Wahltermins sei- 
ne Position spürbar verbessern und den 
Vorsprung gegenüber Vogel auf 13 Pro- 
zentpunkte ausbauen. 

Der Erfolg 
Die CDU/CSU hat am 6. März 1983 einen 
— in vielerlei Hinsicht — herausragenden 
Wahlerfolg errungen: 

— 48,8% für die Union, das Ist das ^ 
Wahlergebnis,  das eine  Politi    LL 
seit 1957 in Deutschland erreicht n • 
• Noch nie ist in der Geschichte de^ 
desrepublik Deutschland eine P° ^e" 
Kraft von so viel Wählern gewählt ^. 
wie die Union 1983 (ca. 19 Mio. W*^ ^ 
ben in ihrer Zweitstimme CDU/^ 
wählt). $ 
• Der Abstand der CDU/CSÜ ^ ^ 
SPD beträgt 10,6%. Das ist der 9*°*$- 
stand bei einer Bundestagswahl se     ^ 

• Das Ergebnis vom 6. März lieg*   Rä- 
uber dem Durchschnitt aller Bund 
Wahlergebnisse. p(S\- 

• Die CDU/CSU errang 52,1 % ^  $ 
stimmen.  Ohne Splitting zuguns'    ^r 
FDP wäre unser Erfolg  noch de 
ausgefallen. . t <jie 

• In neun von elf Bundesländern 
CDU/CSU stärkste Partei. 

Vergleich: Erst - unc Zweitstimmenergeb nisse 

Erststimme Zweitstimme 

% Diff. B83- B80 % Diff.: Bf 

CDU/CSU 
SPD 
FDP 
Grüne und 
Sonstige 

52,1 
40,4 

2,8 

4,6 

+ 6,1 
-4,1 
— 4,4 

+ 2,3 

48,8 
38,2 
6,9 

6,1 

+ 

+ 

4,3 
4,7 
3,7 

4,1 

Die Regierungsmehrheit ist mit 55,7% (62 Mandate) die größte seit 1969 (48,5•- 

Sitzverteilung im Deutschen Bundestag 
(ohne vom Berliner Abgeordnetenhaus gewählte Bundestagsabgeordnet®! 

CDU/CSU 
SPD 
FDP 
Sonstige 
Summe 

1949    1953 1957 1961 1965 1969 1972 1976 1980 
2 

139 243 
131 151 
52 48 
80 45 

402 487 

270 
169 
41 
17 

497 

242 
190 
67 

245 
202 

49 

242 
224 

30 

225 
230 

41 

243 
214 

39 

226 
218 

53 

2^ 
193 

27 

499     496     496     496     496 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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h '?jSPD Ver'or 1,6 Millionen Wähler an 
$ejtl

nion: größte Wählerverschiebung 
mJ Jahren. 

hatte 
'ahik • e die SPD 127' die Union 121 

iUt6t
reiSe direkt erobert. Das Verhältnis 

W,       e 68 zu 18°- Das heißt: Nicht 
Sf>ö»er als 59 Wahlkreise sind von der 
l6ri *Ur CDU/CSU gewandert. Sie entfal- 
w w Schleswig-Holstein (9), Nieder- 
HeSs

en (13), Nordrhein-Westfalen (12), 
Bayern (14)' Baden-Württemberg (5), 
\b ^ s°wie je einer auf Rheinland- 
.    Und das Saarland. 

Q|
D
6 Analyse 

re6 wnl0n hat in a,len Schichten unse' 
Sie      kes gewonnen. Der Wähler hat 

a**f eindrucksvolle Weise als elnzi- 

Unifd6Utsche  VolksPartel   bestätigt. 
(is J VOn der Unlon 9ibt es keine 

wjike- oder „neue")  Mehrheit, von 
6 

r Wi,'y Brandt früher sprach. Zum 
tiau Mal läßt sich das „linke Poten- 

Qh   klar 

CDU-Gewinne 
(Erst- 

stimmen) 
(Zweit- 

stimmen) 

Mülheim 
Duisburg II 
Essen I 
Recklinghausen II 
Dortmund II 
Ludwigshafen 

+ 6,1 
+ 5,4 
+ 5,8 
+ 5,5 
+ 5,7 
+ 7,9 

+ 5,1 
+ 5,2 
+ 5,5 
+ 4,9 
+ 4,9 
+ 5,4 

k|ar umreißen: 43,7°A> — gegen- 

den. 
nf Aspekte soll hingewiesen wer- 

S'd6n Sozialstrukturellen, den regiona- 
8ch|6r?

n konfessionellen sowie auf Qe- 
"echt und Alter. 

Wubruch der CDU in traditionelle 
Die '   Scnichten der SPD 

^rr,DU/CSü wurde von 48% Arbeitneh- 
45,2o/9ewählt. In NRW ist die CDU mit 
aisdj° 

2urn ersten Mal seit 1965 stärker 
Serr, PD (42,8%). Die CDU hat in die- 
+ 4ß0

arbeiterstarken Bundesland mit 
%'   ° überdurchschnittlich hinzugewon- 

Aus   d sich;      
r   Aggregatdatenanalyse    ergibt 

^hern hat am stärksten in Gebieten mit 
Uie c^ 

Arbeiteranteil verloren (—6,1%). 
%n 

u nat dort überdurchschnittlich ge- 
6r9sbiv   ^as zei9en ausgewählte Einzel- 

Bundesdurchschnitt 
insgesamt + 6,1 + 4,3 

Infas: „... in Industriegebieten mit hohem 
Arbeiteranteil hat sich besonders viel be- 
wegt. Hier war der Zulauf auch von sozial- 
demokratischen Stammwählern zur CDU 
.'. . stärker als anderswo." 
Aus Umfragen wissen wir: Es sind vor al- 
lem Facharbeiter, die Union gewählt ha- 
ben; hier liegt die Union klar vor der SPD 
(52 zu 42). 

Die Arbeiter haben uns gewählt, weil 
sie in der Arbeitslosigkeit das soziale 
Problem sehen und weil sie uns den 
wirtschaftlichen Aufschwung zutrau- 
en. 

2. Das traditionelle 
Nord-Süd-Gefälle ist eingeebnet 

Im Norden der Bundesrepublik, dort, wo 
bei der Bundestagswahl 1980 die höch- 
sten Verluste auf Bundesebene hinzuneh- 
men waren, wurden diesmal die höchsten 
Zuwachsraten bei den Zweitstimmen reali- 
siert. 
Angeführt wird die Liste der Länder mit 
überdurchschnittlichen Unionsgewinnen 
von Schleswig-Holstein ( + 7,6 Prozent- 
punkte) und Hamburg ( + 6,4 Prozent- 
punkte). 
Die niedrigsten Zuwachsraten wurden in 
Bayern   ( + 1,9   Prozentpunkte)   und   im 
Saarland ( + 2,5 Prozentpunkte) erzielt. 
Durch dieses ausgeprägte „Nord-Süd-Ge- 
fälle"  der Zuwachsraten der CDU  bzw. 
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CSU wurde die Spannbreite der Wahler- 
gebnisse, die 1980 noch bei rund 29 Pro- 
zentpunkten lag, auf ca. 25 Punkte abge- 
flacht. 

CDU/CSU 
(Zweitstimmen) 

B83-B80 
Schleswig-Holstein + 7,6 
Hamburg + 6,4 
Niedersachsen + 5,8 
Bremen + 5,4 
Nordrhein-Westfalen + 4,6 
Hessen + 3,7 
Rheinland-Pfalz + 4,0 
Baden-Württemberg + 4,1 
Bayern + 1,9 
Saarland + 2,5 

Sie SPD verlor in allen Bundesländern 
Stimmen, am stärksten in Baden-Würt- 
temberg (—6,1 Prozentpunkte), am we- 
nigsten in Bremen und Bayern (—3,8 Pro- 
zentpunkte). Durch ihre Verluste geriet sie 
in drei Bundesländern, Rheinland-Pfalz, 
Baden-Württemberg und Bayern, unter 
die 40%-Marke. 

3. Die stärksten Gewinne erzielte 
die Union in Gebieten mit einem 
Anteil an evangelischen Wählern 
( + 6,2%) 

Dies gilt für Stadt und Land. Das belegt 
z.B. das Wahlergebnis in Schleswig-Hol- 
stein mit +7,6%. Dort sind 86,4% der Be- 
völkerung evangelisch (Bundesdurch- 
schnitt 49,0%). 

Dem stehen entsprechende Verluste der 
SPD gegenüber. So stellt Infas fest: „Die 
Einebnung der SPD-Traditionsgebiete ist 
vor allem in den stark evangelischen Wahl- 
kreisen zu konstatieren. Hier liegt die SPD 
jetzt nur noch ein Prozent vor der CDU; 
die CDU hat hier seit 1980 um 6,0 Punkte 
zugenommen, die SPD um 5,0, die FDP 
um 5,3 Punkte abgenommen." 

4. Die Union hat eine Mehrheit b*' 
den Frauen errungen ie- 

Frauen haben — anders als 198°_H/CSIJ 

der stärker CDU/CSU gewählt (c°u ^ 
50%; SPD 39%) (SFK). Wir haben ^ 
hier eine Entwicklung rückgän9|9 i[V 

macht, die mit der Brandt-Wahl 19' 
gesetzt hat. 

5. Auch bei den Erstwählern V° ^ 
Jahre) ist die Union mit 46% $iai 

als die SPD (41 %>) 

Ergebnisse in 
ausgewählten 
Wahlkreisen 

24S 

iager 

Die  CDU/CSU  gewann  in  243 <& ^ 
Wahlkreise zwischen 0,1 und 8,3 Pr ^i- 
punkte hinzu. In den restlichen 5 Vv*   . # 
sen verlor sie knapp zwischen 0,2 
nem halben Prozentpunkt. 
Die stärksten Gewinne der Union 
den Wahlkreisen: ^e 

7 Pinneberg +8«pün^ 
8 Segeberg-Stormarn-Nord +8-3 pgnKte 

11 Lübeck +7ipo(^ 
4 Rendsburg-Eckernförde +7'lP^

e 

17 Hamburg,-Bergedorf + 7<° p^ 
45 Braunschweig +7-'    n|<te 
44 Salzgitter-Wolfenbüttel + 7'6 pjfiß 

9 Ostholstein +1**   ,gf 

Am geringsten waren die Gewinn 
CDU/CSU in: nkte 

209 Rosenheim +0'  Pli^
e 

214 Landshut +0'püo^e 

219 Regensburg +0,      . g« 

In folgenden 5 Wahlkreisen waren 9 
Verluste gegeben: kte 
220 Schwandorf 
211 Traunstein 
210Stamberg 
203 München-Mitte 
216 Rottal-Inn 

0>r-jß (5pun 

-0,3 P< 
-0,2P< 
_0,2^Kl 
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Die spD verlor in allen 248 Bundestags- 

17R a" 
l8filsruhe"Land 

i&« Lörrach-Müllheim 
Offenburg 

.   :reisen. Ihre Verluste bewegten sich 
jachen 7,8 und 1,4 Prozentpunkten. 

Ie stärksten Verluste der SPD gab es in: 
0 Schwarwald-Baar —7,8 Punkte 

—7,8 Punkte 
—7,3 Punkte 
—7,1 Punkte 

erin9er waren dagegen die SPD-Verlu- 
J* ausgefallen in: •* 
£ München-Süd -1,4 Punkte 
*? München-Land -1,5 Punkte 
' München-West -1,9 Punkte 

y Köln || —2,0 Punkte 
?* München-Nord —2,1 Punkte 
1? Wuppertal II 
63 Bonn 

Di 

—2,1 Punkte 
—2,2 Punkte 

w'e P°P verlor in 241 der 248 Bundestags- 
anlkreise zwischen 9,2 und 0,1 Prozent- 

I nkten.   in  7  Wahlkreisen  konnte  sie 
cht gewinnen. 
Ie stärksten FDP-Verluste waren festzu- 

Ste|'en in: 

50 oremen-West —9,2 Punkte 

16 uremen"0st —9-2 Punkte 

Hamburg-Wandsbeck        -8,7 Punkte 
1? Hamburg-Eimsbüttel -8,4 Punkte 

Hamburg-Bergedorf —8,4 Punkte 
Arn 
pD   Pfingsten  waren  die  Verluste  der 

jT Bad Kissingen -0,1 Punkte 
.^Weiden -0,2 Punkte 

18 Amberg —0,2 Punkte 

Phc.6n fo,9enden Wahlkreisen konnte die 
2     

aagegen geringe Gewinne erzielen: 

*° Donau-Rir - ' A c °',ntM 

Straubing 
2 - -wnau-Rles 
2'

straubing 
j^^ggendorf 
3'? ^ottal-lnn 

ssau 

+ 0,5 Punkte 
+ 0,4 Punkte 
+ 0,3 Punkte 
+ 0,3 Punkte 
+ 0,2 Punkte 
+ 0,2 Punkte 
+ 0,1 Punkte 

22^ Landshut 
u schwandorf 

tan Grünen konnten in allen 248 Bundes- 
9sWahlkreisen Gewinne realisieren. Ihre 

Gewinne lagen zwischen 8,9 und 1,8 Pro- 
zentpunkten. 
Ihre stärksten Gewinne waren festzustel- 
len in: 
185 Freiburg +8,9 Punkte 
203 München-Mitte + 8,4 Punkte 

50 Bremen-Ost + 8,2 Punkte 
14 Hamburg-Eimsbüttel        +7,7 Punkte 
99 Münster +7,4 Punkte 

194 Tübingen +7,2 Punkte 
139 Frankfurt/M. II +7,1 Punkte 
140 Frankfurt/M. Ill +7,1 Punkte 

Die schwächsten Gewinne der Grünen 
waren gegeben in: 
217Straubing +1,8 Punkte 
226 Kulmbach +1,9 Punkte 
224Coburg +1,9 Punkte 
213 Deggendorf +1.9 Punkte 
216 Rottal-Inn +2,0 Punkte 

Das Meinungsklima in 
der Bundesrepublik 
Das Wahlergebnis vom 6. März 1983 be- 
deutet den Endpunkt einer politischen 
Entwicklung, die sich seit der Bundes- 
tagswahl 1980 über den Regierungswech- 
sel im Oktober 1982 mit demoskopischen 
Indikatoren verfolgen läßt. 
Nach der Bundestagswahl 1980 ver- 
schlechterten sich die Zukunftserwartun- 
gen der Bundesbürger bis in den Herbst 
1982 drastisch: Die Rate der Optimisten 
sank in diesem Zeitraum von 37% auf 
19%. 
Nach dem Regierungswechsel in Bonn 
kam es dann zu einem sprunghaften posi- 
tiven Klimaaufschwung, der sich in der 
Wahlkampfperiode stabilisierte und ten- 
denziell weiter fortsetzte. 
Eine wesentliche Ursache für das rapide 
Abgleiten der Zukunftsaussichten der 
Deutschen war die von fast allen Bürgern 
geortete wirtschaftliche Talfahrt, die kurz 
nach der Bundestagswahl 1980 einsetzte 
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und bis in die Januartage des Jahres 1983 
anhielt. 
Obwohl nach diesen Daten die Einschät- 
zung der aktuellen ökonomischen Situa- 
tion nach dem Regierungswechsel keinen 
besonderen Veränderungen unterworfen 
war — was für den Realitätssinn der Bür- 
ger spricht — lassen sich die Veränderun- 
gen der ökonomischen Zukunftsperspek- 
tive nach dem 1. Oktober 1982 deutlich 
aufzeigen: Die Erwartung, es gehe dem- 
nächst mit der Wirtschaft aufwärts, nahm 
kontinuierlich zu. Die allgemeine Stim- 
mung wurde vom CDU-Wahlkampf in der 
Endphase voll getroffen. 

Basierend auf einer seit 1981 deutlich 9^ 
stiegenen Angst vor Arbeitslosigkeu .g. 
Kurzarbeit wuchs in der Bevölkerung 

wirtschafte^ se   Hoffnung 
Aufschwung. 

auf  einen 

Mit der neuen Regierung verband 
bei einer klaren Mehrheit der Be 

kerung (54%) die Hoffnung auf * 
ökonomische    Verbesserung-       „. 
wurde nicht nur kurzfristig 9ese

fal1<j 
65%  der  Deutschen  waren  Am 
1983 der Ansicht, „die neue "•'u 
rung werde Jahre brauchen, um    . 
den Fehlern der SPD/FDP-Re9leru 

fertigzuwerden". 

Einstellungen der Bundesbürger 

Bevölkerung 
insgesamt 

(Zustimmung)^ 

januar 
Nov./Dez. 

1982 
% 

Die neue Regierung muß auch von den Arbeitnehmern 
Opfer verlangen, damit es den Arbeitnehmern später 
besser geht 
Die neue Regierung wird Jahre brauchen, um mit den 
Fehlern der SPD/FDP-Regierung fertig zu werden 
Unter der jetzigen CDU/CSU-FDP-Regierung wird es mit 
unserer Wirtschaft wieder aufwärts gehen 

77 

66 

56 

76 

65 

54 

Daß zur Lösung der wirtschaftspolitischen 
Probleme und zur Sicherung des Wohl- 
standes von morgen auch Arbeitnehmern 
Opfer von der neuen Regierung abver- 
langt werden müssen, sah mehr als drei 
Viertel der Bürger ein. Diese allgemeine, 
abstrakte Einsicht fand in allen Bevölke- 
rungsgruppen eine ausreichende Mehr- 
heit. Allerdings ist zu vermuten, daß diese 
Einsicht eng an das Verlangen nach sozia- 
ler Ausgewogenheit der entsprechenden 
Maßnahmen gekoppelt ist. Immerhin die 
Hälfte der Bürger beurteilte die Sparvor- 
schläge der neuen Regierung unter die- 
sem Aspekt positiv. 

Politische Prioritäten und 
Kompetenzen der Parteien 
Nach  Ansicht  der Bundesbürger *a 

die wichtigsten Themen im WahlkamP 
93°k 

— Arbeitsplätze -^ 
— Friedenssicherung ^"h 
— Staatsverschuldung -^qfe 
— Preisstabilität ggo^ 
— Umweltschutz 

Prioritätszuwäcr>se 

Dabei waren enorme Hrioriiais*"**- ^ 
im Vergleich zu 1980 bei den Frage"    g 
Arbeitsplätze und der Friedenssiche 
festzustellen. Das alles dominierende 
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^ a lrn Wahlkampf war ohne Zweifel die Ar- 
glosigkeit. Der SPD ist es aber nicht 

jungen, diesen Themenkreis aus dem 
'^chaftspolitischen Umfeld herauszulö- 
ln Und zu einer sozialpolitischen Frage 

zu machen. Vielmehr konnte die CDU/ 
CSU auch in diesem Problemfeld ihre 
weitaus größere wirtschaftliche Lösungs- 
kompetenz ausspielen und durch ihren 
Wahlkampf Vertrauen gewinnen. 

^ Vertrauen in die Problemlösungsfähigkeit von CDU/CSU und SPD 

** 

Sehr großes bzw. großes Vertrauen 

CDU/CSU 

Jan.1983 
% 

SPD 

Jan. 1983 
% 

CDU/ 
CSU /. SPD 
Jan. 1983 

% 

0rderung der Investitionskraft 
eschränkung der Zahl der Gastarbeiter 

Jparmaßnahmen 
e|"besserung der Wirtschaftslage 
cnutz vor Verbrechen 

^"'tärische Sicherheit 
p
err'ngerung staatlicher Ausgaben 

£ner9iesicherung 
^Stabilität 

L^eitsplatzsicherung 

64                 26               + 38 
58                 18               +40 
61                 21                +40 
56 31                +25 
57 37               +20 
61 40               +21 
56                 22               +34 
62 47               +15 
48                 30               +18 
56                 43               +13 

lQ2 neue Abgeordnete 
beut1" den 520 Ab9eordneten des 10- 
Öeri• en Bundestages — einschließlich 
diei

n."" befinden sich 102 Abgeordnete, 
licht der Auflösun9 des 9- Bundestages 
Daw ^S'teder des Parlaments waren. 
Chi?,n   gehören    41    Abgeordnete    zur 
fürtf SU| 28 zur SPD- 27 zu den Grünen- 
tem2vr FDp und ein Abgeordneter zur Al- 
Vo

nativen Liste (Berlin). 
seh diesen 102 Abgeordneten haben elf 
£s °

n früher einem Bundestag angehört. 
Ahn d sechs Abgeordnete der SPD, vier 
9eorH°rdnete der CDU/CSU und ein Ab- 
BUnr?neter der FDP- lm 10- Deutschen 

Part . sta9 sind Abgeordnete aus sechs 
CSU len vertreten. Es sind die CDU, die 
die Ä|d,e SPD- die FDP- die Grunen und 

cjer?
lternative Liste aus Berlin. Nicht wie- 

5i .T^ndidiert zum 10. Bundestag haben 
v0n 9e°rdnete des 9. Bundestages. Da- 
Csu9enörten 23 zur SPD, 17 zur CDU/ 

Und sieben zur FDP, während vier 

fraktionslos waren. Nicht wiedergewählt 
von den Bewerbern zum 10. Bundestag 
wurden 50 Parlamentarier des 9. Bundes- 
tages. Davon kommen 28 von der SPD, 16 
von der FDP und sechs von der CDU/ 
CSU. Zugelassen zur Wahl waren 13 Par- 
teien. In neun Wahlkreisen kandidierten 
außerdem Einzelbewerber. 
Im 10. Deutschen Bundestag werden 51 
Frauen vertreten sein, dabei zwei Abge- 
ordnete aus Berlin. In den 9. Bundestag 
1980 waren 44 Frauen gewählt worden. Im 
neuen Parlament stellt die SPD 21 Frauen, 
davon eine Berliner Abgeordnete, bei ei- 
ner Gesamtfraktionsstärke von 202 Abge- 
ordneten einschließlich neun Abgeordne- 
ten aus Berlin. Für die CDU/CSU ziehen 
17 Frauen, davon eine aus Berlin, in den 
Bundestag ein bei einer Gesamtstärke 
von 255 Abgeordneten, davon elf aus Ber- 
lin. Die Grünen haben bei 27 Abgeordne- 
ten zehn Frauen, während es bei der FDP 
drei Frauen bei 35 Abgeordneten, davon 
ein Berliner, sind. 
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• RHEINLAND-PFALZ 

SPD verlor auch in den 
Hochburgen 
Wählerstimmen 
Als sich die Pendel der Hochrechner 
am Wahlabend stabilisierten, konn- 
ten die Anhänger der Union in Mainz 
gleich zwei Sieger feiern: „ihren" 
Bundeskanzler Helmut Kohl und ihr 
„Zugpferd" Bernhard Vogel. Hatte 
die CDU doch nicht nur ihren Stim- 
menanteil bei der Bundestagswahl 
um 4 Prozent auf 49,9 Prozent ge- 
steigert, sondern auch im Land die 
absolute Mehrheit noch um weitere 
1,8 Prozent auf 51,9 Prozent ausge- 
baut — und das bei einer Rekord- 
wahlbeteiligung von 90,8 Prozent; 
der höchsten, die je bei einer Land- 
tagswahl im Bereich der Bundesre- 
publik erreicht worden war. 

Den in dieser Höhe nur von unentweg- 
ten Optimisten erwarteten Erfolg hat 

die rheinland-pfälzische CDU ihrem Spit- 
zenmann Bernhard Vogel zu verdanken, 
der ohne Schützenhilfe durch eine Mann- 
schaft in die Wahlschlacht gezogen war. 
Der alte und neue Ministerpräsident darf 
dieses Ergebnis als Frucht einer zielstre- 
bigen und entschlossenen CDU-Politik mit 
Augenmaß verbuchen, die Rheinland-Pfalz 
zu einem der stabilsten Länder der Bun- 
desrepublik gemacht hat mit weniger Ar- 
beitslosen und Konkursen, höherer Pro- 
duktivität als in den meisten anderen Bun- 
desländern. Seine Warnung, diese Stabili- 
tät nicht durch „hessische Verhältnisse" 
aufs Spiel zu setzen, blieb bei den Wäh- 
lern nicht ohne Wirkung, ebenso sein Ap- 
pell, die Herausforderungen der Zukunft 
tatkräftig anzugehen, statt ängstlich vor 
ihnen zu kapitulieren. 
Das   zeigen   vor   allem   zwei   deutliche 

Trends  dieser  Wahlen:   Es  gelang
hZu- 

CDU, selbst in ihren Hochburgen n0Cvren 

zulegen und gleichzeitig der SPD in' flig 

klassischen     Arbeiterdomänen     K 
Stimmen abzujagen. So konnte die u    ( 
in Gebieten mit einem Arbeitnehmersi 
unter 38 Prozent „nur" 3,2 Prozent z 
gen, bei SPD-Verlusten von 3,9 pr0* en 
in   städtisch-industrialisierten   Re9' $ 
mit über 55 Prozent Arbeiteranteil an ejn 

Wählerschaft  jedoch  verbuchte  sie    5 

Plus von 4,6 Prozent, die SPD ein M' 
von 4,8 Prozent. v 

Die rheinland-pfälzischen Sozialdemo r 

ten blieben mit 39,6 Prozent deutlich ^ 
ihrem Ergebnis von 42,3 Prozent be' ^ 
letzten Landtagswahl; die Grünen m' 
Prozent unter der 5-Prozent-Hürde. | 
Auch die FDP - bei der Landtag^ 
ohne den Zweitstimmeneffekt aUf ^ 
Stammwählerpotential verwiesen ^ 
schaffte mit 3,5 Prozent erstmals 'n g 
Geschichte des Landes nicht den Ei r 

ins Parlament. Das entbehrt nicnt
rije l> 

gewissen Tragik; fühlen sich doch d 
beralen jetzt als Opfer jener Bonner j(1 

de, die sie selber vor eineinhalb Ja/"' ge- 
Mainz einzuleiten durch Bonner UK* $0 

hindert worden waren. Das trifft sie ^Q, 
härter, als sie über 20 Jahre ein ^?M^ 
alitionspartner der rheinland-pfä'2'5 ^ 
CDU waren und auch durch einen j(Tl 

lich-konstruktiven Oppositionspak1 n 

Mainzer Landtag dafür gesorgt na r 

daß die partnerschaftlichen Bezieh• 
zur CDU nicht abrissen. ge- 
Mag diese erste Doppelwahl in ^lyti- 
schichte der Bundesrepublik den An ^ 
kern auch noch manch aufschlußj.ht 
Einsichten offenbaren — eines ^ $e 

auch ein erster Blick auf die Er9e!L|zer 

schon jetzt deutlich: die Rheinland-P* n- 
haben — entgegen manchen ^utm ^ 
gen oder Befürchtungen — sich als n 

dige Wähler erwiesen, indem sie in e. 
und in Mainz der Partei die Mehrheit 9 ,ßt 

ben haben, die nichts anderes als p, 
verlangte, gegen eine SPD, die allen 
pen alles versprach. 

Ä 



UiD 11 •  17. März 1983 • Seite 13 

a°h der Wahlschlappe brachen die 
lten Richtungskämpfe wieder aus 

Sai|
S!der Wahlkater der SPD nicht 

^en © ' da be9'nnt ln der deut- 
Qff6nQ??2«aldemokratie bereits der 
6r6ina   Cntungskampf. Die drei, un- 

^ktioder bitter verfeindeten SPD- 
^6WeriTen ~~ der traditionalistische 
<ist6 

rKschaftsflügel, die linken Mar- 
Wn 

Ul»d die rotgrünen Öko-Sozia- 
% yT"sind zur Schlacht um das 
^a*!.0 Brar"dt, Schmidt und Weh- 

^getreten. 

^Schlachtordnung entspricht dem 
S p! ®r   des   Münchner   Parteitages 

iSaiist r 1982: Marxisten und ök0" 
^erk6n Sind eine Koalition Qegen den 
I°r 9utSChaftSflügel eingegangen. Wie 
% s*. einem Jahr in München, als sie 
% Sturz Helmut Schmidts  einleiteten, 
% A   'f auch jetzt in einer gemeinsa- 

en 

C^t 
en 

I°nTi 
aUfzwj 

rengung der Gesamt-SPD ihren 
•ngen zu können, stellt Wolter 

a°nrWeenhaUSen' sPrecher der CDU in 

l n SPh6rSten An9riffe wurde vom 

fredau 0rgan "Vorwärts" vorgeti 
lk*eur Gerhard Hirschfeld machte hera 

<*aß 

amtli- 
vorgetragen. 

5r wAUsragender Stelle seinen Lesern 
^cw nicht Jochen Vogel, sondern Alt- 
^tlir,!   anZ|er     UÄI~..*     C«, ;M     -,„     -: 
\> Ven 

ntl'che"f  r  Helmut  Schmidt  der ei- 
Seir,    . rlierer  der  Bundestagswahl 

^H6j J\Argumentation: Schmidt habe 

Q
r°*entD 9en im Au9ust auf ganze 28 

f?9en oV(nkte gebracht, Vogel sei es da- 

s' die SPn9en' 38'2 Prozent der Wähler 
£%ß;^ 

D zu gewinnen. Der logische 
%icjt °9el ist zenn Prozent besser als 

Die Ursache dafür ist nach Meinung des 
vom linken Chefideologen Egon Bahr her- 
ausgegebenen „Vorwärts" ein „qualitativer 
Sprung". Denn bereits unter Schmidt ha- 
be sich „der Druck konservativer Politik 
zusehends verstärkt" und sich so neben 
der „Reformkomponente" ein „konservati- 
ves Politikverständnis" breitgemacht. Da- 
durch sei schon in den letzten Jahren der 
sozial-liberalen Koalition „der Weg in die 
Politik des Konservatismus gebahnt" wor- 
den. Im Klartext heißt das: Helmut 
Schmidt ist schuld am Niedergang der 
SPD, er trägt die Verantwortung für die 
Wahlschlappe, er hat wichtige sozialde- 
mokratische Positionen geopfert und da- 
durch den Wahlsieg der CDU ermöglicht. 

Die Abwehrversuche des Gewerkschafts- 
flügels wirken dagegen etwas lendenlahm. 
Unterderhand hält man Parteichef Willy 
Brandt vor, den Linken und Grünen zu 
weit entgegengekommen zu sein und da- 
durch den Rückhalt bei den traditionellen 
SPD-Wählern aus der Arbeiterschaft ver- 
loren zu haben. Doch die Schlacht hat erst 
begonnen. Sie wird nach allen Erfahrun- 
gen mit innerparteilichen Auseinanderset- 
zungen in der SPD lange dauern. Und sie 
wird bei allen Flügeln Blessuren hinterlas- 
sen. 

Brandt wird in den Reihen der SPD-Rech- 
ten vorgehalten, daß er ungeachtet der 
Warnungen, die etwa der Berliner Politolo- 
ge Richard Löwenthal im vergangenen 
Jahr ausgesprochen hatte, keine klare 
Trennung zu den Grünen vollzogen, son- 
dern am Kurs des Aufsaugens festgehal- 
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ten habe. Damit sei er der „Vater der Nie- 
derlage" geworden, denn es sei genau 
das eingetreten, was Löwenthal vorausge- 
sagt habe: Die entscheidenden Verluste 
habe die SPD bei ihren Stammwählern, 
den Arbeitern, erlitten. 
Bereits nach ihren ersten Treffen nach der 
Bundestagswahl wurde diese Kritik am 
Parteivorsitzenden, untermauert mit dem 
eher hämischen Hinweis auf Brandts Alter 
— er wird in diesem Jahr 70 — und Ge- 
sundheit — er hatte Ende 1978 einen 
Herzinfarkt —, von SPD-Kanalarbeitern 
auch in die Öffentlichkeit getragen. Nicht 
von ungefähr richtete Vogel schon in der 
ersten Fraktionssitzung an die, „die sich 
häufiger sehen" — gemeint waren die Ka- 
naler —, die Mahnung, sich doch künftig 
besser zu überlegen, was sie an parteiin- 
ternen Streitigkeiten öffentlich machten. 

Die Kritik an Parteigeschäftsführer Glotz 
richtet sich gegen die Wahlkampfführung. 
In Vorstandskreisen wird ihm vorgehalten, 
er habe den Wahlkampf wohl vorwiegend 
vom Autotelefon aus geführt, sei häufig zu 
Strategiesitzungen nicht erschienen, habe 
sich mehr um seinen Wahlkreis in Mün- 
chen — den er an die CSU verlor — ge- 
kümmert als um die zentrale Wahlkampf- 
arbeit. 
Vogels Vorgänger Herbert Wehner sagte 
dem „Spiegel" bereits in der Wahlnacht, er 
hätte den Wahlkampf so nicht geführt, 
warnte vor der Gefahr, die SPD könne 
auseinanderfallen, und sagte, über den 
Parteivorsitz „wird man noch reden müs- 
sen". Doch während die Position Brandts 
gerade in der gegenwärtigen Situation als 
unumstritten gilt, werden für Glotz bereits 
Nachfolger gehandelt. 

Einige meinen, es wäre besser, ihn durch 
den Spitzenkandidaten der baden-würt- 
tembergischen SPD, Hauff, zu ersetzen. In 
der SPD-Fraktion haben sich die „Kanalar- 
beiter" wieder gesammelt, ihr künftiges 
„Oberhaupt", das über diesen Kreis hin- 

aus Bündnisse schließen soll, «»••- 
here   Verteidigungsminister   Han      ^ 
sein. Annemarie Renger und Egon     ne|. 
dürfen eher den gefühlsmäßig-11"3 ' 
len Zusammenhalt pflegen. 

Eine ehrliche Durchleuchtung a&9 .^ 
gebnisses vom 6. März und seine ^ 
sehen Grundlagen hat der stellvertr ^ 
SPD-Fraktionsvorsitzende H®lm[Jtg|jed8f 

verlangt. In einem Brief an die M' 9 ^ 
des Bundesausschusses der Ar ^ 
meinschaft für Arbeitnehmerfragen ^t 
SPD (AfA) meinte Rohde, es dürfe ^ 
um kleinliche Manöverkritik gen 'sSjon 
mehr bedürfe es einer ernsten Dis ieri 
der Frage, was der Anspruch zu D ,r. 
habe, daß die Sozialdemokratie _^e$ riaue, uaij uie ou^iaiueffiuiM«»"-' ug 
tei sein und bleiben müsse. Dabei 9 
nicht nur um das Programm der.$e\oef 

sondern zugleich auch um die Pra ^ 
demokratischen Sozialstaatlichke' ^ißt: 
um ihr Erscheinungsbild. Das at>e ^ 
„Bewegung und Aufbau von unte

ßef1 Ü" 
oben,   Stärkung   der  Partei  dra^3rltr#

r 

Land und nicht Bürokratisierung ze 

Apparate." 
AfA ist 

Rohde, der auch Vorsitzender d®r'^ih«1' 
meinte, bei der Diskussion der t got- 
ten des Wahlkampfes der SPD se" $ 
scheidende Frage, ob insbeson ^p 
innenpolitische Teil so angelegt LJ ^ 
zipiert gewesen sei, „daß dam it ^ 
eigenen Anhängern in den Arbe' $ 
ren dieses Landes der Rücken 9e9 f 
massiven Angriffe von allen Se .^e 
stärkt worden ist". Wahlkämpfe 9^- 
man in solchen Zeiten „nicht mit ^ 
nikationsfaxen", sondern mit Pr $ 
und überzeugender Kompetenz ^ 
Augen der Bevölkerung. Widersta 

Kampagnen
w/ 

schweren  ^ 

kampfwochen nicht gerade von >. 
tem Bonner Glanzpapier ausgeg 

gegen  die  politischen 
Gegners   sei   „in   den 
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GRÜNE 

Ushöhlung der Demokratie durch 
;eheimnisverrat? 
V°rsit>     ierend" bezeichnete der 
Nss   de des Auswärt|gen A"s- 

6rHere»«im Deutschen Bundestag, 

S dJ    ** (CDU)' die Ankundi- 
Hei^Tf Grünen, möglicherweise 
Sen

mha|tungsbedürftige Informa- 
%de«»US der Ausschußarbeit des 

Sen      s ln die öffentlichkeit z zu 

arklärte, es sei nicht möglich, daß 
J. was einzelne Abgeordnete entschei- 
? Öie c 

Wlrklich geheimschutzbedürftig 
Nch(^

runen hätten zwar das Recht, in 
H di   U einzurücken, zugleich  aber 

Sdesp10^' sich an die innere 0rd" 
a Sche ^rlaments zu halten. Die demo- 
^tört    0rdnung  dürfe  nicht dadurch 

JV da« D60, daß man auf diese Art be" 
Ur^de<-'      arlament auszuhöhlen. 
is da^s.präsident   Richard   Stücklen 

'ar|am0l
S
i
Cni°ssenen Ausschüssen" 

C *** 
9esrhihin' daß kein Abgeordneter 

.\ ̂ ent des 
ten p_S an9ehören und Zugang zu ge- 

Z^icht rtiPleren bekommen könne, wenn 
J^rkenn

e Geheimschutzbestimmungen 
^Sprä^in Ermachti9un9 des Bun- 
fc den D nten können Abgeordnete 
C Strafn 

ara9raPhen 353 b und 353 c 
Cn. sie pSet2buchs verfolgt werden, 
C weite, 9enstär,de oder Nachrich- 
c:

n9s0rq er9eben, die das Gesetzge- 
D|    r^rt h   undesta9 zur Verschlußsa- 

1ü?esichtsU!?Che Zeitun9u meinte dazu: 
$Aus m- Ses Sachverhalts ist es 
(Wi

ntj9keit d°9llch- daß nicht mehr Durch- 
9er

6 die Grü r Parlamentsarbeit entsteht 
' Öenn Jj^en fordern), sondern weni- 

le anderen Parteien könnten 

verabreden, viele Papiere kurzerhand als 
geheim einzustufen; sie könnten tatsäch- 
lich oder vermeintlich sensible Dinge in 
kleinerem Kreise untereinander bespre- 
chen und die Parlamentsneulinge vor voll- 
endete Tatsachen stellen. „Dann würde im 
Verteidigungsausschuß eben nur noch 
über Pullover und Socken geredet", lautet 
ein Unkenruf, der in Bonn kursiert. 
Um in der Geheimschutzstelle des Bun- 
destages Einsichten in Verschlußsachen 
zu erhalten, müssen sich die Abgeordne- 
ten und ihre Mitarbeiter einer Sicherheits- 
prüfung unterziehen. Da manche der Grü- 
nen aus kommunistischen Gruppen zuge- 
wandert sind, steht der Geheimschutzbe- 
auftragte des Bundestags vor heiklen Fra- 
gen. Den ehemaligen SPD-Abgeordneten 
Karl-Heinz Hansen und Manfred Coppik 
wurde es in der letzten Legislaturperiode 
verwehrt, Akten einer hohen NATO-Ge- 
heimhaltungsstufe einzusehen, weil sie 
sich der erforderlichen zusätzlichen Si- 
cherheitsprüfung nicht unterziehen woll- 
ten. 
Es geht aber nicht nur um die Besetzung 
dieser Ausschüsse, sondern auch um die 
Vertretung der Grünen in der parlamenta- 
rischen Kontrollkommission für die Nach- 
richtendienste und in anderen besonders 
sicherheitsrelevanten Gremien. 
Die Mitgliederzahl dieser Ausschüsse ist 
begrenzt. Die Fraktionen sind aufgrund ih- 
rer Stärke darin vertreten. Wenn die Grü- 
nen aufgrund ihrer Abgeordnetenzahl ei- 
nen Anspruch auf einen Sitz haben, dann 
muß geklärt werden, ob die Voraussetzun- 
gen gegeben sind, in einem solchen Gre- 
mium tätig werden zu können. Das muß 
von Fall zu Fall entschieden werden. 
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